
KOMMISSION/SPANIEN 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
CLAUS GULMANN 
vom 19. Januar 1994 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Die Kommission hat diese Vertragsverlet­
zungsklage erhoben, um feststellen zu lassen, 
daß das Königreich Spanien dadurch gegen 
die Artikel 7 und 59 EWG-Vertrag verstoßen 
hat, daß es eine Regelung anwendet, nach der 
nur spanische Staatsbürger, in Spanien ansäs­
sige Ausländer und Personen aus anderen 
Mitgliedstaaten, die jünger als 21 Jahre sind, 
kostenlosen Eintritt in die staatlichen 
Museen erhalten, während Touristen aus 
anderen Mitgliedstaaten eine Eintrittsgebühr 
entrichten müssen. 

2. Die Regelung über die staatlichen Museen 
und über das spanische Museumswesen sind 
in dem Königlichen Dekret Nr. 620/1987 
vom 10. April 1987 niedergelegt; Artikel 22 
über „kostenlosen öffentlichen Eintritt" 
bestimmt folgendes: 

„1. Spanische Staatsbürger können die 
staatlichen Museen unter den vom 
Ministerrat festgelegten Voraussetzun­
gen und in jedem Fall an vier Tagen im 

Monat, an je einem Tag pro Woche, 
kostenlos besuchen... 

3. Die Regierung kann die in Absatz 1 nie­
dergelegten Voraussetzungen für den 
öffentlichen Zugang durch Beschluß des 
Ministerrates auf die Staatsangehörigen 
anderer Staaten erstrecken," 

Aufgrund der Beschlüsse des Ministerrates 
vom 7. Dezember 1982 und vom 21. 
Februar 1986 gilt der kostenlose Eintritt in 
die Museen außer für spanische Staatsbürger 
auch für in Spanien ansässige Ausländer und 
für Personen unter 21 Jahren. 

3. Die Kommission verweist darauf, daß der 
freie Dienstleistungsverkehr gemäß Arti­
kel 59 EWG-Vertrag die Freiheit der Dienst­
leistungsempfänger, einschließlich der Touri­
sten, einschließe, sich in einen anderen 
Mitgliedstaat zu begeben, um dort unter den 
gleichen Bedingungen wie die Staatsangehö­
rigen des betreffenden Mitgliedstaats Dienst­
leistungen in Anspruch zu nehmen. Diese 
Freiheit umfasse nicht nur den reinen 
Zugang zu diesen Dienstleistungen, im vor­
liegenden Fall den tatsächlichen Zugang zu 
den Museen, sondern auch die damit zusam-* Originalsprachig Dänisch. 
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menhängenden Vergünstigungen, im vorlie­
genden Fall den kostenlosen Eintritt. 

Der Besuch von Museen könne einer der 
maßgeblichen Gründe dafür sein, daß Touri­
sten als Dienstleistungsempfänger einen Mit­
gliedstaat besuchten. Der Zugang zu den 
Museen sei demgemäß einer der entscheiden­
den Gründe für den Aufenthalt eines Touri­
sten in einem Mitgliedstaat. Es bestehe ein 
enger und unauflöslicher Zusammenhang mit 
der den Touristen zustehenden Freizügigkeit. 
Der spanische Rechtszustand, der Ausdruck 
einer offenen Diskriminierung der Staatsan­
gehörigen anderer Mitgliedstaaten aus Grün­
den der Staatsangehörigkeit sei, verstoße klar 
gegen die Artikel 7 und 59 EWG-Vertrag. 

Die Kommission stützt ihre Rechtsauffas-
sung insbesondere auf das Urteil des 
Gerichtshofes vom 2. Februar 1989 in der 
Rechtssache Cowan 1. 

4. Die spanische Regierung wandte sich 
ursprünglich, während des vorprozessualen 

Verfahrens — das schon im Juli 1987 einge­
leitet wurde —, gegen die Rechtsauffassung 
der Kommission. Sie machte insbesondere 
geltend, die streitigen Vorschriften fielen 
nicht in den Anwendungsbereich des EWG-
Vertrags. Diesen Standpunkt hat die Regie­
rung inzwischen nach Erlaß des Urteils in 
der Rechtssache Cowan aufgegeben. 

Die Regierung beantragt jedoch die Abwei­
sung der Klage mit der Begründung, daß ein 
Entwurf zur Änderung des Artikels 22 des 
Königlichen Dekrets erstellt werde und in 
der geänderten Bestimmung nur eindeutig 
präzisiert werde, was schon Inhalt des zu 
ändernden Artikels gewesen sei, da dieser 
hinsichtlich des kostenlosen Zugangs zu den 
Museen die nichtspanischen Gemeinschafts­
bürger nicht diskriminiert habe, weil er in 
Absatz 3 ausdrücklich die Erstreckung der 
Regelung für spanische Staatsbürger auf die 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten 
aufgrund eines Beschlusses des Ministerrates 
vorgesehen habe. 

5. Dieses Vorbringen ist offensichtlich 
unhaltbar. Die Kommission macht in ihren 
Erklärungen geltend, das spanische Recht 
gewährleiste tatsächlich nicht die Gleichbe­
handlung der Staatsangehörigen anderer Mit­
gliedstaaten, und dies wird von der spani­
schen Regierung nicht bestritten. Es steht 
fest, daß der spanische Ministerrat von der 
bestehenden Befugnis zur Gewährleistung 
der Gleichbehandlung noch nicht Gebrauch 
gemacht hat und daß diese also weiterhin 
nicht verwirklicht ist. 

1 — Rechtssache 186/87, Slg. 1989, 195. Der Gerichtshof stellte 
insbesondere fest, daß „der freie Dienstleistungsverkehr die 
Freiheit der Leistungsempfänger einschließt, sich zur Inan­
spruchnahme einer Dienstleistung in einen anderen Mitglied­
staat zu begeben, ohne durch Beschränkungen daran gehin­
dert zu werden, und daß unter anderem Touristen als 
Empfänger von Dienstleistungen anzusehen sind" (Randnr. 
15) . Und weiter: „Garantiert nämlich das Gemeinschafts­
recht einer natürlichen Person die Freiheit, sich in einen 
anderen Mitgliedstaat zu begeben, so ist zwingende Folge 
dieser Freizügigkeit, daß Leib und Leben dieser Person m 
dem betreffenden Mitgliedstaat in gleicher Weise geschützt 
sind, wie dies bei den eigenen Staatsangehörigen und den in 
diesem Staat wohnhaften Personen der Fall ist. Daraus folgt, 
daß das Diskriminierungsverbot gegenüber Dienstleistungs­
empfängern im Sinne des EWG-Vertrags gilt, soweit es um 
den Schutz vor möglichen Gewalttaten und, falls eine 
Gewalttat verübt wird, um den im nationalen Recht vorge­
sehenen Anspruch auf Geldersatz geht" (Randnr. 17). 
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Antrag 

6. Da die Kommission zu Recht geltend macht, daß sich aus dem EWG-Vertrag aus 
dem von ihr angeführten Grund eine Verpflichtung zur Gleichbehandlung der 
Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der Zahlung einer 
Eintrittsgebühr bei Museumsbesuchen ergebe, schlage ich dem Gerichtshof vor, das 
Königreich Spanien gemäß den Anträgen der Kommission zu verurteilen und dem 
Königreich Spanien die Verfahrenskosten aufzuerlegen. 
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